
aussetzungen für die Durchführung eines beschleunig­
ten Verfahrens vorliegen.

Um entscheiden zu können, wann ein beschleunigtes 
Verfahren durchzuführen ist, muß eine weitere Voraus­
setzung vorliegen, die sich aus § 2 GVG herleitet: Das 
beschleunigte Verfahren muß zweckmäßig sein und 
wirksamer die in § 2 GVG genannte Schutzfunktion 
erfüllen. Das aber ist nur in besonderen Situationen 
bei bestimmten Delikten der Pall, in Situationen näm­
lich, in denen der Schutz des angegriffenen Objekts 
speziell durch die s c h n e l l e  staatliche Reaktion er­
reicht wird.

Es ist nichts Neues, daß jede Strafe sowohl Er- 
ziehungs- als auch Repressivfunktion hat und daß beide 
Funktionen zwar in erster Linie gegenüber dem einzel­
nen Rechtsbrecher wirken, gleichzeitig aber auch so­
wohl das sozialistische Staats- und Rechtsbewußtsein 
der werktätigen Massen heben, wie auch allen Bürgern 
die Unantastbarkeit unserer Staats- und Rechtsordnung 
bewußt machen. Bei der Durchführung eines beschleu­
nigten Verfahrens liegt also das Gewicht weniger auf 
der Höhe der ausgeworfenen Strafe, vielmehr bringt 
die Schnelligkeit der staatlichen Reaktion die General­
prävention voll zur Wirkung. So war es während der 
Wahlvorbereitungen notwendig, diese Funktion der 
Strafe speziell jenen gegenüber wirksam zu machen, die 
sich in strafbarer Weise störend betätigen wollten. 
Je schneller eine Verurteilung erfolgte, um so eher 
konnte diese Wirkung beginnen, um so schneller 
entstand bei ihnen Klarheit über die Folgen ihres Vor­
habens. Aber nicht nur das, die Schnelligkeit der Re­
aktion an sich, die Tatsache, daß der Tat die Strafe 
„auf dem Fuße“ folgte, erhöhte diese Wirkung ganz 
beträchtlich und stand im Vordergrund. In dieser 
Situation und bei diesen Verfahren erwies sich das be­
schleunigte Verfahren als zweckmäßiger und wirk­
samer, als es das ordentliche Verfahren hätte sein 
können. Das beschleunigte Verfahren hat sich ferner 
auch als zweckmäßig erwiesen, um im Zusammenhang 
mit Naturkatastrophen Plünderungen vorzubeügen, 
und ist auch geeignet, anderen, sich schnell entwickeln­
den Schwerpunkten der Kriminalität energisch zu be­
gegnen. Auch bei Widerstandsdelikten sollte man in 
geeigneten Fällen durch ein solches Verfahren die 
Autorität der Volkspolizei stärken und unterstützen. 
Immer aber sollte man sich der besonderen Voraus­
setzungen des beschleunigten Verfahrens bewußt sein 
und erkennen, daß es ein Instrument ist, dessen rich­
tige Handhabung durch Staatsanwälte und Richter bei 
der Verbrechensbekämpfung sehr erfolgreich sein kann, 
dessen prinzipienlose Handhabung aber andererseits zu 
prozessualen Verstößen führt, die die erzieherischen 
Aufgaben des Strafverfahrens stark beeinträchtigen 
können.

Naturgemäß kann ein beschleunigtes Verfahren dem 
Angeklagten -nicht alle prozessualen Rechte gewähren, 
die ihm im normalen Verfahren zustehen. So hat er 
keine fünftägige Ladungsfrist und kann sich, wie auch 
sein evtl. Verteidiger, nicht im gewohnten Umfang auf 
die Verteidigung vorbereiten. Schwerwiegender er­
scheint es noch, daß er keine Anklageschrift erhält und 
daß der Hauptverhandlung keine gerichtliche Entschei­
dung über die Eröffnung des Hauptverfahrens vor­
angeht. Die Bedeutung dieser Gesichtspunkte tritt aber 
erheblich zurück, wenn man die formellen Voraus­
setzungen (einfacher Sachverhalt und Geständnis des 
Beschuldigten) und die Möglichkeit berücksichtigt, nach 
§ 234 Abs. 1 StPO bis zur Verkündung des Urteils von 
der Verhandlung im beschleunigten Verfahren Abstand 
zu nehmen. Dennoch zeigt sich, daß auch von diesen 
Gesichtspunkten die Entscheidung beeinflußt werden 
muß, ob im konkreten Fall ein beschleunigtes Verfah­
ren zweckmäßig ist. Das wird z. B. in jenen Fällen 
nicht zu' bejahen sein, in denen evtl, aus Arbeits­
ersparnis ein ordentliches Verfahren vermieden wer­
den soll. Liegen dagegen die formellen und die be­
schriebenen sachlichen Voraussetzungen vor, dann 
müssen diese Gesichtspunkte gegenüber dem Schutz 
der Interessen der Gesellschaft zurücktreten.

FRITZ MÜHLBERGER,
Direktor des Bezirksgerichts Karl-Marx-Stadt

II

Es wird sicher von der Praxis sehr begrüßt werden, 
daß S c h u l z e  in seinem Artikel „Bemerkungen 
zum beschleunigten Verfahren“ (NJ 1957 S. 543 ff.) zu 
dieser Verfahrensart grundsätzlich Stellung genommen 
hat. Ich möchte im Anschluß an seine Ausführungen 
noch auf zwei Gesichtspunkte hinweisen:

Schulze wendet sich gegen die Darlegungen des 
Obersten Gerichts der DDR, daß „das beschleunigte 
Verfahren auch beim Vorliegen der in § 231 StPO ge­
nannten Voraussetzungen nur in den Fällen durchge­
führt werden dürfe, in denen besondere Umstände der 
Wirtschafts- ünd gesellschaftlichen Verhältnisse un­
seres Staates ein sehr schnelles Zufassen der Organe 
der Strafverfolgung fordern“ und daß daher das be­
schleunigte Verfahren eine Ausnahme bilden müsse. 
Schulze bezieht die Beschränkung des beschleunigten 
Verfahrens lediglich auf die Voraussetzungen des § 231 
StPO. Er will allem Anschein nach das beschleunigte 
Verfahren stets dann angewendet wissen, wenn diese 
gesetzlichen Voraussetzungen vorliegen, also wenn der 
Sachverhalt einfach, der Beschuldigte geständig und 
die sofortige Verhandlung möglich ist (unter Beachtung 
der Strafbegrenzung des § 232 StPO). Dem kann ich 
midi nicht anschließen, schon aus dem Grund nicht, 
weil das beschleunigte Verfahren — im Gegensatz zu 
der Meinung von Schulze — die Rechte des Beschuldig­
ten einschränkt. Das kommt einmal darin zum 
Ausdruck, daß beim beschleunigten Verfahren die Prü­
fung des Gerichts, ob ein Hauptverfahren zu eröffnen 
ist und damit der Angeklagte für seine Handlungen 
vor einem Gericht unserer Arbeiter-und-Bauern-Macht 
strafrechtlich zur Verantwortung gezogen wird, nicht 
erfolgt. Auf die Bedeutung dieser Prüfung des Gerichts 
wurde schon wiederholt in der Literatur hingewiesen; 
in der Praxis werden in zunehmendem Maß die Schöf­
fen hierzu immer mehr mit herangezogen, was sich all­
gemein durchsetzen sollte, auch wenn eine diesbezüg­
liche gesetzliche Regelung noch nicht erfolgt ist. Und 
gerade dieses Recht des Angeklagten auf verantwort­
liche Prüfung durch das Gericht, ob sich der Angeklagte 
für seine Handlungen vor einem Gericht unseres Ar­
beiter-und-Bauern-Staates zu verantworten hat, kommt 
beim beschleunigten Verfahren nicht zum Zuge.

Nach der ganzen Systematik unserer Strafprozeßord­
nung kann es sich bei dem beschleunigten Verfahren 
nur um Ausnahmen handeln oder, mit anderen Wor­
ten, es muß naben den gesetzlichen Voraussetzungen 
des § 231 StPO noch etwas hinzukommen, was noch 
näher erläutert werden wird.

Die Praxis in der Anwendung des beschleunigten 
Verfahrens hat doch auch gezeigt, daß in’der. Regel die 
Feststellungen über das Subjekt zu kurz kommen. Da­
bei ist darauf hinzuweisen, daß gewisse diesbezügliche 
Mindestforderungen auch bei der Durchführung des 
beschleunigten Verfahrens beachtet werden müssen. 
Auf alle Fälle muß eine über den ABV, Bürgermeister 
usw. eingeholte Beurteilung vorliegen, was sich sicher­
lich auch in der Kürze der Zeit der Ermittlungen er­
möglichen läßt. Trotz alledem wird die Erforschung 
des Persönlichkeitsbilds des oder der Beschuldigten 
nicht in dem Maß möglich sein, wie sonst im Strafver­
fahren. Auch die Tatsache, daß beim beschleunigten 
Verfahren die Generalprävention gegenüber der Spe­
zialprävention im Vordergrund steht, führt m. E. zu 
der Schlußfolgerung, daß das beschleunigte Verfahren 
nicht in allen Fällen anwendbar ist, in denen die Vor­
aussetzungen des § 231 StPO erfüllt sind. Vielmehr 
muß zu diesen gesetzlichen Voraussetzungen noch etwas 
hinzutreten, was nach meiner Auffassung das Oberste 
Gericht der DDR folgendermaßen richtig bezeichnet 
hat: „ . . .  wenn besondereumstände der Wirtschafts-und 
gesellschaftlichen Verhältnisse unseres Staates ein sehr 
schnelles Zufassen der Organe der Strafverfolgung for­
dern“. Das braucht natürlich nicht immer, wie in Vor­
bereitung und Durchführung der Wahlen im II. Quar­
tal 1957, für die ganze Republik einheitlich zu sein. Im 
Gegenteil, das kann bezüglich der einzelnen Bezirke 
und auch der Kreise im Bezirk sehr verschieden sein. 
Immer muß jedoch diese Frage der Zweckmäßigkeit 
neben den Voraussetzungen des § 231 StPO sehr ge­
wissenhaft geprüft werden. Dabei ist es nach meiner 
Auffassung sehr zu begrüßen, wenn die Vertreter des
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